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An den Rand geschrieben
Kürzlich in einem netten familiär

geführten Hotel irgendwo in den ös-
terreichischen Alpen. Am Neben-
tisch saßen zwei niederbayerische
Paare mittleren Alters. Vielgereiste,
wie sich aus der Konversation er-
schloss. Anscheinend hatten sie es
sich zur Aufgabe gemacht, in dem
kleinen Skiort ihre Weltläufigkeit
auf absurde Weise zu betonen. Sie
mäkelten stetig: Der eine Wein
korkte, der nächste war zu sauer
und auch der nach dem Dessert kre-
denzte Vogelbeer-Schnaps war
„rein synthetisches Zeug“. Der
Ober ließ sich nicht entmutigen.
„Hat’s Ihnen geschmeckt?“, fragte
er mit unerschütterlicher Gelassen-
heit jeden Abend, trotz zunehmend
mauliger Antworten wie „Wir ken-
nen das schon. Wir sind schon seit
Dienstag hier“.

■ Mäkler und Rauswerfer

Weniger Nonchalance erfuhren
vier Frauen, die sich aus Landshut
aufmachten, um in München im Lo-
kal eines bekannten Fernsehkochs
zu dinieren. Um die ganze Band-
breite der lukullischen Fähigkeiten
des Promi-Kochs genießen zu kön-
nen, bestellte jede der Vier ein ande-
res Gericht und ließ reihum die an-
deren probieren. Nach Bezahlen der
Rechnung überreichte der Ober vier
süße Pralinen und ein Kuvert auf ei-
nem Silbertablett. Hocherfreut über
eine persönliche Widmung, öffnete
eine der Damen das Kuvert und las:
„Bitte nehmen Sie Abstand von
weiteren Reservierungen in unse-
rem Haus.“ Da haben die nieder-
bayerischen Jet-Setter im Salzbur-
ger Land noch einmal Glück ge-
habt. Alexandra Beck
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Zitat des Tages
Wir sind nicht dazu da,
den Menschen vorzu-
schreiben, für welche
Geschmacklosigkeit sie
ihr Geld ausgeben
Thomas Link

Der persönliche Referent des Ober-
bürgermeisters zur Kontroverse über
die Deutschrock-Band „Frei.Wild“

DAS DESASTER BEIM STADTTHEATER sorgt für heftigen Wirbel. Der vor 22 Jahren geschlossene Pachtvertrag zwischen Stadt und Grundstücksbesitzern
könnte Folgen haben, etwa die, dass aus der möglichen Interimsspielstätte auf dem Bernlochner-Areal nichts wird. (Foto: Christine Vinçon)

Beim Stadttheater kommt es jetzt knüppeldick
Der Pachtvertrag ist juristisch nicht haltbar – Damit ist die Zukunft ungewisser denn je

Das sanierungsbedürftige Stadt-
theater entwickelt sich immer mehr
zum politischen und finanziellen
Alptraum der Stadt. Nun ist ans
Licht gekommen, dass der Pacht-
vertrag über den Bernlochnerkom-
plex zwischen der Stadt und einer
Erbengemeinschaft rechtlich mögli-
cherweise keinen Bestand hat. Ent-
sprechende LZ-Informationen be-
stätigte gestern die Stadtverwal-
tung. Der Grund: Der vor mehr als
20 Jahren abgeschlossene Pachtver-
trag wurde damals nicht wie in sol-
chen Fällen vorgeschrieben von der
Regierung von Niederbayern geneh-
migt. Die Angelegenheit könnte für
die Stadt und damit die Steuerzah-
ler teuer werden. Und auch die Zu-
kunft des Stadttheaters ist damit
wieder in akuter Gefahr.

„Die Situation ist sehr verfah-
ren.“ Die Worte von Stadtdirektor
Andreas Bohmeyer zeigten gestern
deutlich: Beim Stadttheater läuft
für die Stadt im Moment alles
schief. Ins Zentrum der Aufmerk-
samkeit rückt jetzt der Pachtver-
trag. Der hatte jahrelang offenbar
niemanden interessiert. Doch jetzt
kam raus, dass der Erbpachtvertrag
damals nicht genehmigt worden
war. Im Zuge der Diskussion um ei-
nen Interimsbau für das Stadtthea-
ter habe die Regierung von Nieder-
bayern den Vertrag angefordert –
und festgestellt, dass er ihr damals
nicht vorgelegt und also auch nicht
von ihr genehmigt worden war, sag-
te Bohmeyer gestern. Der Vertrag
wäre aber genehmigungspflichtig
gewesen, weil es sich um ein soge-
nanntes „kreditähnliches Rechtsge-
schäft“ handle. Auf Juristendeutsch
ist der Vertrag damit „schwebend
unwirksam“.

270000 Euro im Jahr
Die Stadt hat sich in dem Vertrag

von 1991 dazu verpflichtet, jährlich
einen sechsstelligen Betrag im Erb-
baurecht an eine Erbengemein-
schaft zu zahlen. Nach LZ-Informa-
tionen sind das derzeit rund 270000
Euro jährlich – Laufzeit bis 2052.
Damit hat die Stadt bisher also
wohl einige Millionen Euro bezahlt.
Würde bis 2052 weitergezahlt, wä-
ren das nochmal 10,8 Millionen
Euro. Es geht also um viel Geld. Gut
informierte Verwaltungskreise

sprachen gestern von einem „juris-
tischen Alptraum“, weil sowohl die
Stadt als auch der Grundstücksei-
gentümer jahrzehntelang Leistun-
gen erbracht und Gegenleistungen
in Anspruch genommen haben. Das
jetzt alles rückwirkend aufzurollen,
gilt unter Juristen als absoluter
Wahnsinn. Auch so würden viele
Anwälte noch viel Geld mit dem
Fall verdienen.

Theoretisch könnte die Regierung
den Vertrag nachträglich genehmi-
gen, dann wäre alles in Ordnung,
sagte Bohmeyer. Diese sei dazu aber
nicht bereit, weil der Vertrag für die
Stadt ungünstige Modalitäten ent-
halte. Was genau damit gemeint ist,
wollte Bohmeyer nicht sagen. Am
Freitag sollen sich die Stadträte da-
mit im nichtöffentlichen Teil der
Plenumssitzung beschäftigen. Wie
die LZ aber erfahren hat, schätzt
die Regierung den Vertrag als un-
ausgewogen und nachteilig für die
Stadt ein. Ein Beispiel ist der soge-
nannte Wertausgleich, den der
Grundstückseigentümer der Stadt
nach Ablauf des Vertrags für das
Gebäude zahlen müsste. Demnach
soll die Stadt viel zu wenig Geld da-
für bekommen.

Aus Bohmeyers Sicht gibt es kei-
nen Alleinschuldigen für den Schla-
massel. Die Erbengemeinschaft je-
denfalls treffe keine Schuld, sagt

der Stadtdirektor. Er sagt aber
auch, dass sich vor 22 Jahren der
Notar um eine Genehmigung hätte
kümmern müssen. Zudem habe die
Regierung mitbekommen, dass er-
hebliche Erbbauzinsen anfielen,
aber auch sie habe lange nicht nach-
gefragt. Das Grundbuchamt habe
sich genausowenig um das Thema
gekümmert. Und die Stadträte hät-
ten 1991 fraktionsübergreifend ei-
nen Beschluss gefasst, der 33:5 für
den Vertrag ausgefallen war. Alles
in allem scheint irgendwie jeder
mitverantwortlich zu sein. Oder mit
Bohmeyers Worten: „Alle haben ihr
Scherflein dazu beigetragen.“

„Nur spärlich informiert“
Dieser Sicht widerspricht vehe-

ment Altoberbürgermeister Josef
Deimer (siehe Kasten), in dessen
Amtszeit der Vertrag fällt: „Es ist
geradezu unwahrscheinlich, dass
die Regierung diesen Vertrag nicht
genehmigt hat“, sagte Deimer ges-
tern. Dies vor allem vor dem Hinter-
grund, dass die Stadt Mitte der 90er
Jahre Fördergelder für den Bau der
Bernlochnersäle erhalten habe.
Laut Deimer hätte es diese bei un-
geklärten Besitzverhältnissen nie
gegeben.

Josef Kell, Chef der Brauerei
Wittmann und ein Vertreter der Er-

bengemeinschaft, zeigte sich ges-
tern von den neuen Entwicklungen
völlig überrascht. Er habe nur kurz
am Telefon erfahren, dass der Ver-
trag „schwebend unwirksam“ sei.
Mehr wisse er derzeit nicht. „Wir
sind sehr spärlich informiert.“

Für die kommenden Tage sind
Gespräche zwischen Stadt, Regie-
rung und Erbengemeinschaft anbe-
raumt. Andreas Bohmeyer setzt auf
eine gütliche Einigung. Die offenen
Modalitäten der vergangenen Jahre
könnten mit einem Vergleich berei-
nigt werden, heißt es allenthalben.
Bis 15. März soll geklärt sein, ob der
Vertrag neu aufgelegt wird, oder ob
die Stadt aussteigt, unter der Prä-
misse, dass die Regierung dabei
bleibt, ihn nicht zu genehmigen.
Kell nahm die ganze Angelegenheit
gestern mit einer gewissen Ironie:
„Unter diesen Umständen bedan-
ken wir uns seitens des Besitzers,
dass die Stadt die letzten 20 Jahre
gezahlt hat.“

Nach derzeitigem Stand der Din-
ge sieht es für eine Interimsspiel-
stätte an der Wittstraße ungünstig
aus – solange kein wasserdichter ju-
ristischer Vertrag existiert. Aber die
Zeit drängt gewaltig, denn die Aus-
nahmegenehmigung des Gemein-
deunfallversicherungsverbands für
das marode Stadttheater gilt nicht
ewig. -mic/rüd/sj-

Als Josef Deimer (links) Oberbürgermeister war, wurde der Pachtvertrag abgeschlossen. Sein Nachfolger Hans Rampf ist
nun mit den Folgen konfrontiert. (Fotos: LZ-Archiv/cv)

Deimer verteidigt
Stadttheater-Vertrag

Die neuesten Entwicklungen
beim Stadttheater lösten bei Alt-
oberbürgermeister Josef Deimer
gestern großes Unverständnis aus.
„Es ist geradezu unwahrscheinlich,
dass die Regierung den Vertrag
nicht genehmigt hat“, sagte Deimer,
der bei Vertragsabschluss im Jahr
1991 OB war. Unwahrscheinlich vor
allem deshalb, da der Freistaat der
Stadt 1996 Fördergelder für den
Bau der Bernlochnersäle genehmigt
habe. „Wenn die Besitzverhältnisse
nicht klar geregelt gewesen wären,
hätte es diese Gelder nicht gege-
ben.“ Er könne sich zudem daran
erinnern, dass die Regierung 1991
nach dem Erbbaurechtsvertrag ge-
fragt habe. Aus Deimers Sicht ist es
unvorstellbar, dass solch eine An-
frage von seiner Verwaltung nicht
beantwortet worden wäre. Eine ein-
deutige Erklärung, warum es nun
heißt, dass der Vertrag nicht geneh-
migt war, hat Deimer nicht. „Wenn
das so wäre, können Sie das Stadt-
theater vergessen.“ Deimer vertei-
digte gestern den Erbbaurechtsver-
trag: Der sei schon 150 Jahre gelau-
fen und wurde um weitere 60 Jahre
verlängert – laut Deimer aus einem
einfachen Grund: „Wir konnten uns
das Grundstück nicht leisten.“ -sj-
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